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erhoben wurde5, und dass er einen bestimmten Grund hat, anzunehmen, es werde 
dasselbe auch von anderen Staaten erfolgen.6 Im Übrigen muss der Bundesrath 
noch die Anzeige beifügen, dass die Bundesversammlung, welche nächster Tage 
Zusammentritt, diese Angelegenheit höchstwahrscheinlich in ihre Berathungen 
aufnehmen wird.7

5. Cf. la note du Ministre des Affaires étrangères de VEmpire germanique ad interim, A. von 
Sayn-Wittgenstein-Berleburg, au Conseil fédéral du 18 juillet 1849  (E  2 /4 3 7 ).
6. Cf. les notes du Ministre de Bavière à Delémont, F. von Verger, au Conseil fédéral du 27  juillet 
1849, et du Commandant des troupes mecklembourgeoises dans le Grand-Duché de Bade, A. F. 
von Witzleben, au Conseil fédéral du 6 août 1849  {E 2 /4 3 7 ).
7. Cf. les rapports du Conseil fédéral à l ’Assemblée fédérale du 29 juillet 1849  et du 2 août 1849  
(E 2 1 /7 6 , publiés dans FF 1 8 4 9 II,p. 3 1 2 —3 19  et 3 5 1 —358); cf. aussi le rapport de la Com mis­
sion du Conseil national du 5 août 1849{  E 2 1 /7 6 , publié dans FF 1849 II, p. 3 6 3 —376) qui p ro ­
pose:  Le Conseil fédéral est autorisé à aviser aux mesures nécessaires touchant la restitution à 
qui de droit du matériel amené sur le territoire suisse par les réfugiés, le prompt retour de la 
masse des réfugiés dans leur patrie, et en vue de provoquer des explications positives touchant la 
signification des troupes actuellement stationnées à la frontière nord de la Suisse. Dans ce but il 
ouvrira des négociations aux conditions les plus avantageuses possibles pour la Suisse. (FF 1849 
II, p. 3 75—3 76). Proposition adoptée par le Conseil national le 6 août et par  le Conseil des Etats le 
8 août 1 8 4 9 {¥ ¥  1849 II, p. 3 7 6 —380 et 4 0 3 —407). L e  Conseil fédéral en informa A. vonMar- 
schall le 11 août 1849  (E  2 /4 3 7 ).
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La Chargé d ’affaires de Suisse à Vienne, L. Steiger, 
au Président de la Confédération, J. Furrer

/?N o.83  Wien, 3. August 1849

Ich erhielt gestern mit besonderem Vergnügen das Kreisschreiben des hohen 
Bundesraths vom 27. v.M. an die eidgenössischen Stände, woraus ich entnehme, 
dass es den Bemühungen des Herrn Geschäftsträgers in Paris gelungen ist, von 
der französischen Regierung die Genehmigung zu erlangen, dass den aus der 
Schweiz ausgewiesenen Häuptern des badischen und pfälzischen Aufstandes der 
freie Durchpass ohne Aufenthalt durch Frankreich in ein zu wählendes Asyl 
gestattet ist.1 Es dürfte durch diese von der französischen Regierung eingeräumte 
Concession ein versöhnender Weg angebahnt sein für diejenigen Cantone, wel­
che in dem Beschlüsse des hohen Bundesrathes das Princip des Asylrechtes ver­
letzt fühlten und sich gegen dessen Massnahme vom 16. v.M. ausgesprochen 
haben.2 Ich bin fortwährend bemüht, die Flüchtlingsfrage und die damit so eng

1. Cf. N° 38, note 8.
2. Cf. N° 42, note 4, et N° 44, notes 2 et 3.
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verbundenen Consequenzen mit der grössten Aufmerksamkeit zu verfolgen und 
hiebei alle jene Quellen zu Rathe zu ziehen, die mir besonders über die Intentio­
nen des Österreichischen Cabinettes einen genügenden Aufschluss geben könn­
ten. Da sich jedoch keine hinlänglich rechtfertigende Gelegenheit bot, mich bei 
dem Herrn Ministerpräsidenten directe derselben zu versichern (da ein solcher 
Schritt immer einen offiziellen Charakter an sich trägt), so habe ich bis jetzt unter­
lassen, mich selbst an den Fürsten Schwarzenberg zu wenden, bin jedoch nichts 
desto weniger im Stande, die Ansichten Sr. Durchlaucht in Betreff der Gesinnun­
gen des Österreichischen Cabinettes vis-à-vis der Schweiz mittheilen zu können 
und zwar durch vertrauliche Mittheilungen eines der höher gestellten Mitglieder 
des diplomatischen Corps, welches in Bezug auf die gegenwärtigen Verhältnisse 
der Schweiz mit dem Fürsten vor ein paar Tagen Rücksprache hielt und gegen 
welches er sich unverhohlen ausgesprochen hat. Seine Äusserung soll ungefähr in 
folgenden Worten gewesen sein. Das Preussische Cabinett hat allerdings an 
Österreich die Einladung gestellt, in der Flüchtlingsfrage gegen die Schweiz 
gemeinschaftlich mit ihm zu wirken (coopérer), allein das Österreichische Cabi­
nett hat diesen Vorschlag entschieden abgelehnt, da es nicht im Geringsten einen 
Grund hat, gegen die Schweiz feindlich aufzutreten, im Gegentheil erkennt die 
Österreichische Regierung dankbar alle jene Bemühungen an, welche der Bun­
desrath in Betracht der internationalen Verhältnisse zu Österreich gehabt, und 
besonders, äusserte er, war ich dankbar überrascht über die Massregel betreffs der 
Internirung der deutschen Flüchtlinge, dass die Schweiz die Gränzkantone G rau­
bünden und Tessin ausgenommen habe. Die Gesinnungen des Österreichischen 
Cabinetts werden jederzeit die freundschaftlichsten für die Schweiz bleiben, 
wenn sie auf der betrettenen Bahn wie bis jetzt verharre. Zu einer Allianz mit 
Preussen gegen die Schweiz werde das Österreichische Cabinett sich nicht verste­
hen, sollte jedoch infolge der letzten Wirren die Schweiz in einen Conflikt mit der 
deutschen Centralgewalt gerathen, so würde Österreich als Bundesstaat gezwun­
gen sein, daran sich zu betheiligen. Diese letzte Äusserung war jedoch mit dem 
Wunsche verbunden, dass es nicht dazu kommen möge. Wie Euer Excellenz aus 
diesen Äusserungen des Herrn Ministerpräsidenten entnehmen, ist die Gesin­
nung des Österreichischen Cabinetts nicht im geringsten eine besorgniserre­
gende, sondern wohl eher für die Schweiz eine beruhigende denn wie ich schon in 
meiner Depesche vom 17. v.M.3 erwähnte, Österreich will nach so lange anhal­
tenden Kämpfen, welche einen grossen Theil des Wohlstandes seiner Staaten zer­
störten, Frieden und wird nur in dem Falle in einen neuen Kampf sich verwikeln, 
wenn es als integrirender Theil des Bundesstaates hiezu gedrängt wird, oder seine 
eigenen Gränzen verletzt werden; um die allfälligen Gelüste Preussens zu unter­
stützen, wird Österreich keinen Mann in Bewegung setzen.

Die Büsinger Angelegenheit wurde bei meinen gestern gemachten Besuchen 
grösstentheils zu Gunsten der Schweiz beurtheilt, jedoch allenthalben sprach man 
seine Verwunderung darüber aus, dass dieselbe eine so grossartige Rüstung in der 
Schweiz nothwendig mache.4 Man konnte sich nicht erklären, dass dieser Fall, 
den man mehr der Unklugheit als dem bösen Willen zur Last schob, eine solch’

3. N° 43.
4. Cf. N° 45.
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eklatante Demonstration von Seite der Schweiz erfordere. Ich erwiederte, dass 
der Fall an und für sich wohl nicht diese ausgedehnten Rüstungen hervorgerufen 
habe, dass jedoch die drohende Stellung, welche die deutschen Truppen von allen 
Seiten gegen die Schweiz eingenommen hätten, der Hauptgrund sei, weshalb man 
für alle möglichen Eventualitäten zum Schutze der eigenen Gränzen sich rüste. 
Die Zurückhaltung des badischen Kriegsmaterials sowie der in Beschlag genom­
menen Gelder u.s.w.5 beurtheilt man hier im Allgemeinen etwas strenge gegen die 
Schweiz und findet es mit der sonst rühmlich bekannten Rechtlichkeit des schwei­
zerischen Charakters nicht vereinbar; auch glaube man vielseitig, dass dies zu 
einer sehr leicht möglichen Verwiklung mit der deutschen Centralgewalt führen 
könne und man betrachtet es allgemein als unbillig, wenn die Schweiz diese den 
Flüchtlingen abgenommenen Gegenstände als Pfand für die gehabten Kosten 
betrachten wolle. Ich glaube, dass diese von beachtenswerthen Männern gemach­
ten Äusserungen einige Beherzigung verdienen, denn die Forderung der Schweiz, 
die ihr in Folge des badischen Aufstandes erwachsenen Spesen damit decken zu 
wollen, wird bei keiner Regierung einen Vertreter finden und leicht könnten aus 
dieser Weigerung der Schweiz viel grössere Kosten und Unannehmlichkeiten sich 
ergeben, als das Kriegsmaterial Badens u.s.w. zu decken im Stande wäre. In dieser 
Beziehung stimmen die Meinungen alle überein. Die Schweiz hat allerdings einen 
sehr triftigen Grund, die Herausgabe der genannten Gegenstände zu verweigern, 
da eigentlich der rechtmässige Besitzer derselben nicht existiert, denn die Recla- 
mationen Preussens und der Centralgewalt über badisches Eigenthum können 
wohl nicht berücksichtigt werden und die badischen Behörden bestehen meines 
Wissens de facto noch nicht, dies war auch überall meine Entgegnung und wurde 
auch meistens als rechtsgültig anerkannt.

/ . . . /

5. Cf. N° 47.
6. Passage relatif aux mesures m ilitaires prises par l ’A utriche contre le brigandage et la contre­
bande à la frontière suisse.
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Le Consul général de Suisse à Milan, A. Reymond, 
au Conseil fédéral

R Milan, 9 septembre 1849

Je vous confirme ma lettre [du] 6 courant1 par laquelle j’avais l’honneur de vous 
adresser la copie de ma note [du] 5 courant2 au Feldmaréchal Radetzky, au sujet 
de trois Suisses arrêtés le soir du 18 août, et que je lui ai remise à lui-même.

1. E 2200 Milan 1 /1 4 .
2. Idem.
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